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Verkündet am

27„November 1964

I m N a m e n d e s V o l k e s

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter:
° „ o „ „ „ „ „ „ o o o „'

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 9„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 270 November 1964, an

_der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dro W e i 3
als Vorsitzender,

Bundesrichter _1.„ Dr° M a i s c h

und Bundesrichter S c h i n d l e r
„ als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialrichterin R e i f f

und Bundessozialrichterin B e c k e r

— als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile

des Sozialgerichts Frankfurt/Main vom 210 April

1964 und des Hessischen Landessozialgerichte vom

80 Juli 1964 aufgehobeno

Der Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialgerichts—

barkeit wird für unzulässig erklärte

Auf Antrag des Klägers wird der Rechtestreit an
das Verwaltungsgericht Braunschweig verwiesent

Von Rechts wegeno
.
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9-x-3i_p_g„511
Der Kläger macht Prozeß— und Verzugszinsen wegen verspäte—

ter Auszahlung von Kriegsschadenrente nach dem Gesetz über

den Lastenausgleich (Lastenausgleichsgesetz — LAG —) vom

14, August 1952 (BGBl° I 446), sowie Nebenforderungen gelw

tend° Am l2„/13° September 1963 erhob er Klage beim Sozial“

gericht (SG) Frankfurt/Main, das den Rechtsstreit mit Be=
schluß vom l7‚ Dezember 1963 an das Verwaltungsgericht

Frankfurt/Main verwieso Auf die Beschwerde des Klägers hob

das SG diesen Beschluß wieder auf; dem Kläger wurde anheimw

gestellt, Verweisungsantrag nach @ 98 Sozialgerichtsgem

setz (SGG) an das örtlich zuständige Sozialgericht Braun—

schweig zu stelleno Der Kläger verweigerte einen Antrag

auf Verweisung an ein anderes SG und beantragte, die Suche

an das zuständige Verwaltungsgericht zu verweiseno Das SG

erklärte sich mit Urteil vom 210 April 1964 für örtlich

unzuständig und wies die Klage ab; örtlich zuständig sei

das SG Braunschweigo Im Berufungsverfahren beantragte der

Kläger hilfsweise Verweisung an das zuständige Gericht der

Verwaltungsgerichtsbarkeit (Verwaltungsgericht Frankfurt

_oder in Niedersachsen) sowie hilfsveise Verweisung an das

SG Itzehoe bzw° Hamburg. Die Stellung eines Antrags auf

Verweisung der Sache an das SG Braunschweig lehnte er ab()

Das Landessozialgericht (LSG) wies die Berufung des Klägers

mit Urteil vom 80 Juli 1964 zurück„ Das SG habe mit zuw

treffender Begründung die Klage wegen mangelnder örtligher

Zuständigkeit abgewiesen ohne zu prüfen, ob die sachliche

Zuständigkeit der Sozialgerichtsbarkeit gegeben seio Die

örtliche Zuständigkeit sei Prozeßvoraussetzung und müsse

daher von Amts wegen geprüft werden, bevor in eine Prüfung

der sachlichen Zuständigkeit eingetreten werden können

Sei schon die örtliche Zuständigkeit des SG nicht gegeben,

so komme eine weitere Prüfung der sachlichen Zuständigkeit

nicht mehr in Betracht° Da der Kläger bei Klageerhebung

_3_
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in 511annechuei3; gewohnt habe, sei das SG F‘ankfurt nach

5 57 SGG nicht zuständige Die Voraussetzungen des 5 57

Abso 3 SGG seien nicht eriüllto Somit habe dem hilfeweise

gestellten Antregg den RC‘chtsstreit an das SG Itzehoe oder

H1„our" *zw„ en die zuständig ge Ver„altun3s3eriehteberkeit

zu verweisen, nicht €4tß 5>zoehen werden könneno

mit der nicht zugelassenen Revision rü3t der Kläger Verw

letzun3 der 55 l06‚ 128 SGG„ Die Auffassung? daß eine Ver—

-r'ehu„bgrxe1t nur durch das orte@ Q 0vweieun3 an eine eidei

lich zuetündi3€ SG Braunschweig möglich sei, sei rechts»

irrtämliehu nd ve1etoae 3e3en wesentliche Ver"ehrensvore

schriften° Hit dem Hilfe: ntre3, die Sache an das SG Itzehoe

abe sich das LSSG nieh„ auseinandergeeetzt,

weshalb die @@128, 103, 106, 57 SGGverletzt seien() Das
gelte für sie v0m Kläger behauptete Zuständigkeit& |..

.) @ „ 0 3 0 e

des SG Freikfurt. Verletzt sei auch @ 75 SGG, weil der Vera

6 U (n (D 'I$ Q
‚

treter der Inte 'es ifusgleiehsfonds nicht von irnts

o

1

wegen beige rdnet eeio In der SC■riitbnb” n der Beklagten

zu 4) an das LS'‚wonaeh sie wegen des angeblie w?en Vohn=

sitzes in Berlin unzuetändig sei, seien Beseheide rteilun

gen zu erbliaken‚ die 3em„ € 96 SG-GGegenste1d des Verieh—

rens hätten werden müssen; demnach hätten die Berliner Aue=

ie1ehsoehoroßr bei eladen werden müsseno Daher seien @@969

75 SGG- sowie die @@139 und 279 & 1V110roze<o dnun3f (ZPO)

verletzt° Der Klü;er hätte auch nach 5 111 SGG persönlich 3e—‚

laden werde n müsseno Der erkennende 30 Senz1t des LSG sei nicht

uß
-_ tändi3keit deegesetzlicher 1ichter 3ev'esen‚ w-=il die Z

22 S nats „e Mb 3ew33e1 sei (Verstoß gegen 5 579 Abs° 1 Nro 1

ZPO)Q Der Mi e habe den Beeehluß des SG vom l7o Dezember 1963

nur in‘s it an3\■e echten, als er sich nicht auch auf die Be—kla3teno

zu

82)

— 4) bezogen habeo Eureh die Aufhebung des Be—

schlusses sei gegen das Verbot der Schlechterstellung vers to—

Ben werdeno Die Verweisun3 werde — sofern dieJeni3e an das

Verweltun3e3erieht Fre nkfurt nicht bestehen bleiben müsse —
|«“1e111„.1 \ -„ „. _ ‚„ _ _ 4Ü?! F■iea■fnm = * „' _4„""„
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aus proze■ökonomischen Gründen an das Verwaltungsgericht

Schleswig beantragt, wo bereits das Verfahren 7 A 74/64

anhängig sei„ Der Kläger begehrt den Erlaß eines Zwischen“

urteils, das seine Prozeßfühigkeit feststellt, und bean=

tragt im übrigen, unter Aufhebung der Urteile des LSG und

des SG nach den zuletzt gestellten Anträgen zu erkennen;

insbesondere den Rechtsstreit an das zuständige Gericht

der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu verweisen„ Der Beklagte

zu 1) beantragt, die Revision als unbegründet zurückzu—

weisen° Der Beklagte zu 2) hält die Revision für offen—

sichtlich unbegründeto Der Beklagte zu 3) beantragt„ die

Revision als unbegründet zurückzuweisen bzw° als unzuw
lässig zu verwerfen. Der Kläger sei nicht in Brunsbüttel»

koog wohnhaft, sondern polizeilich in Berlin gemeldet„

halte sich aber ständig in Braunschweig aufo Im übrigen

sei er prozeßunfähigo Der Beklagte zu 4) trägt vor9 der

Vater des Klägers habe am 6. September 1963 angegeben,

der Kläger sei in Berlin—Charlottenburg gemeldet, halte

sich jedoch besuchsweise wegen seines Lungenleidens in

Braunschweig auf° Das Verwaltungsgericht Hannover habe

am 90 September 1964 die mehrfache Klage des Klägers an

die Verwaltungsgeriehte Frankfurt, Braunschweig und Berlin

verwieseno .}

Durch Beschluß des Präsidiums des Bundessozialgerichts fBSG)

vom 310 Juli 1964 ist die Zuständigkeit des 90 Senats für

die vorliegende Streitsache bestimmt werdeno

Die nicht zugelassene Revision ist form— und fristgerecht

eingelegt und begründet werden (5% 164, 166 SGG) und auch
statthaft, da der Kläger einen wesentlichen Verfahrens”

.
mangel gerügt hat, der vorliegt (@ 162 Abs„ ? Nra 2“
SGG).
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Zutreffend rügt die Revision dem Sinne nach, daß das LSG

nicht die Klageabweisung bestätigen, sondern den Rechts—

streit an das sachlich zuständige Verwaltungsgericht hätte

verweisen müsseno Zu den Verfahrensmängeln gehören auch

Verstöße gegen Vorschriften, die die Zulässigkeit des

Rechtsweges regelno Verweist daher das LSG den Rechtsstreit

zu
Unrecht nicht an das zuständige Gericht, so liegt darin

ein wesentlicher Mangel des Verfahrens im Sinne des 5 162

Abs, 1 Nr. 2 sec (vgla BSGin SozR seo % 52 Da 3 Nr, 3),

Das trifft hier zu, weil das LSG dem Antrag des Klägers,

den Zech sstreit an das zuständige Gericht der Verwaltungs“

gerichtsbarkeit zu verweisen,nioht entsprochen hate Der

■uffassung des LSG, die Prüfung der sachlichen Zuständig«

keit komme nicht mehr in Betracht, wenn schon die örtli»

Che Zuständigkeit eines SG nicht gegeben sei, kann nicht

zugestimmt werden° Die hierfür vom LSG gegebene Begründung,

die örtliche Zuständigkeit sei Prozeßvoraussetzung und müsse

daher von Amts wegen geprüft werden, bevor in eine Brüfung

der sachlichen Zuständigkeit (hier der Zulässigkeit des

,Rechtsweges) eingetreten werden dürfe, kann schon deshalb

nicht überzeugen, weil die Zulässigkeit des Rechtsweges

ebenfalls eine Erozeßvoraussetzung isto Letztere ist sogar

von schwererwiegender Bedeutung als erstere, da die irrige

Annahme der Zulässigkeit des Rechtsweges ein Mangel ist,

der von Amts wegen und in jeder Instanz zu berücksichtigen

ist (Vgl° BSG in SozR SGG € 162 Da 8 B Nr, 40), während bei

vermögensrechtlichen Streitigkeiten gemo den im Verfahren

der Sozialgerichtsbarkeit entsprechend anwendbaren @@512a

und 549 Abs° 2 ZPO (BSG 10, 236) die Berufung und Revision

nicht darauf gestützt werden kann, daß das Gericht seine

örtliche Zuständigkeit mit Unrecht angenommen hat (vglo Pe-

ters=Sautter—Molff, Komm, zur SGb Anmo 1 zu © 57 SGG 5,185/l3

—27-). Demgemäß hat auch schon des BSG entschieden, daß ein

6-
._ —6-
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Rechtsmittel, das lediglich darauf gestützt wird, das

Gericht des ersten Rechtszuges habe seine örtliche Zum

ständigkeit mit Unrecht angenommen, nicht statthaft ist

(BSG 10, 233)° Schon diese Erwägung gebietet es, vor der
örtlichen Zuständigkeit die Zulässigkeit des beschritte—

nen Rechtsweges zu prüfen, zumal die örtliche Zuständige

keit nach denjenigen Vorschriften zu bestimmen ist, die

für die sachlich zuständige Gerichtsbarkeit gelten, Die
Bestimmungen des SGG geben keinen Anhalt dafür, daß beim

lehlcn sowohl der örtlichen als auch der sachlichen Zu«

ständigkeit etwa zunächst nur die örtliche Zuständigkeit

zu prüfen sei. Innerhalb der Sozialgerichtsbarkeit ge—

bietet 5 98 Abs, 1 SGG die Verweisung des Rechtsstreits

an das zuständige Gericht auf Antrag des Klägers, wenn

sich das angerufene Gericht "für örtlich gder sachlich

unzuständig" hält„ Hier ist kein Unterschied zwischen den

beiden Arten der Unzuständigkeit gemacht, Dic Verweisung

an das Gericht einer anderen Gerichtsbarkeit ist in € 52

Abs° 3 SGG geregelt° Satz 1 dieser Vorschrift lautet:

"Hält ein_99right der Sozialgerichtsbarkeit den zu ihm

beschrittenen Rechtsweg nicht für gegeben, so verweist

es in devarteil „ „ . die Sache an das Gericht des er“

sten Rechtszugs, zu dem es den Rechtsweg für gegeben hält",

Die Verweisungsbefugnis ist hiernach ohne Einschränkung

jedem Gericht der Sozialgerichtsbarkeit eingeräumt ent—

sprechend dem Vorrang, den die Frage der Zulässigkeit

des RechtSWeges vor der örtlichen oder funktionellen Zu=

ständigkeit hate AUS der allgemeinen Formulierung "ein

Gericht der Sozialgerichtsbarkeit” in 5 52 Abso 5 SGG era

gibt sich, daß grundsätzlich jedes Gericht der Sozialge=

richtsbarkeit bei Unzulässigkcit des Sozialrechtsweges

den Rechtsstreit an die zuständige Gerichtsbarkeit ver—

„7„
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weisen kann und muß, sofern der Verweisungsantrag vom

Klager gestellt isto Diese Regelung, die im sozialge—

richtlichen Verfahren unabhängig von der Frage gilt, in

welcher Reihenfolge im Zivilprozeß prozeßhindernde Ein»

reden zu prüfen sind (vgl. Baumbach—Lauterbach ZPO, 260

Aufl., Einf. zu 5 274 ff ZPO, B 3 und Rosenberg, Lehrbod°

Dto Zivilprozeßrechts, 8„Aufl. @ 89, IV, 5, So 431)9 ist

sinnvoll und entspricht prozeßökonomischen Grundsätzen°

Denn es wäre sinnwidrig, wenn das SG den Rechtsstreit an

ein anderes SG verweisen müßte, obwohl dieses ebenfalls zu

einer Sachentscheidung nicht zuständig ist‚ Eine andere Aus-

legung des @ 52 Abs, 5 SGG würde auch nicht mit dem Zweck

der Verweisung in Einklang stehen, die Klage baldigst auf

den richtigen Rechtsweg zu bringen (vgl° Baumbach—Lauterw

bach aaO Anmo 5 B zu @ 17 GVG und Peters/Sautter/Wolf,

Komm° z„Sozialgerichtsbarkeit Anmo 5 zu 5 52 SGG)„

Nach alledem hätte das LSG die Klagebweiaung nicht deshalb

bestätigen dürfen, weil es der Kläger abgelehnt hatte, ei“

nen Antrag auf Verweisung der Suche an das SG Braunschweig

zu stellen; es hätte auf den Hilfsantrag des Klägers den

Rechtsstreit an das zuständige Gericht der Verwaltungsge=

richtsbarkeit nach @ 52 Abso 5 SGG verweisen müsseno In-

soweit genügte ein Hilfsantrag des Klägers (vglo Peter5av

Sautter—Molff aaO Anno 3 a zu 5 52 SGG So l4o)o

Der dem LSG unterlaufene wesentliche Verfahrensmangel macht

die Revision bereits statthaft, weshalb nicht mehr geprüft

zu werden brauchte, ob auch die anderen Verfahrensrügen

durchgreifeno Die Revision ist auch begründet, da nicht

auszuschließen ist, daß das LSG bei richtiger Anwendung

der Verfahrensvorschriften zu einer anderen Entscheidung

gelangt wäreo Daher war das Urteil des LSG aufzuheben;

gleichzeitig war das vom LSG bestätigte Urteil des SG aufs

zuheben (vglo Peters—Sautter-Volf aaO S. l40)„

_8„
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Der Senat konnte in der Sache selbst entscheiden„ Unter

den Beteiligten ist unstreitig, daß für die Klage nicht

die Sozielgerichtsbarkeit, sondern die allgemeine Ver—

waltungsgerichtsbarkeit sachlich zuständig isto Der Kläger

macht Ansprüche nach dem LAG und evtlo nach dem Gesetz

über die Feststellung von Vertreibungsschäden und Kriegs—‘

sachschäden (Feststellungsgesetz) vom 210 April 1952
(BGBl I 237) geltend. Gegen Bescheide der LAG Behörden

ist nach den @@336, 338 LAG Beschwerde an den Beschwerdeg

eusschuß und anschließend ÄPÄEPÖEBQ$FBÄESEbeim Verwalw

tungsgericht gegebeno Das Feststellungsg setz verweist in

@ 38 auf die 55 336 — 339 LAG (Vglgeuch @ 344 LAG}° Auch
für die Untütigkeitsklage gelten die Vorschriften der

VwGO (Vgl° @ 75)° Hiernach ist die Verweisung des Rechtse
streits an das sachlich zuständige Gericht der )allge—

meinen) Verwultungseeriehtsbsrkeit geboten„ Diese kann

:uch noch im Revisionsverfahren ausgesprochen werden

(BSG 2, 29)°

Der Kläver hat einen solchen Verweisungsantrag gestellt

(@ 52 Abs" 3 Satz 1 SGG); dabei war es unwesentlich? ob
er das örtlich zuständige Gericht des ersten Rechtszuges

der Verwaltungsgerichtsbarkeit zutreffend bezeichnet hat9

denn die Verweisung hat nach @ 52 Abs° 3 Satz 1 SGG an die

Gerichtsbarkeit zu erfolgen, die das Gericht der Sozial—

gerichtsbarheit für gegeben hält (vg
„ Peters—Sautter—

Wolff aaO Anm° 3 a zu @ 52 SGG So l40)„ Hinsichtlich der

Frage, welches Gericht der Verweltungsgerichtsburkeit im

vorliegenden Fall örtlich zuständig ”st, bestehen eine

Reihe von Unklarheiten. Nach @ 52 VwGO ist bei Anfech—

tungs— und Verpflichtungsklagen grundsätzlich das Ver-

waltungsgericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der

Vernaltgngsakt erlassen werden ist (@ 52 Abs„ 3) bzw() bei

_9.
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einer Bundesbehörde das Verwaltungsgericht, in dessen

Bezirk diese ihren Sitz hat (@ 52 Abs. 2). Erstreckt_

sich die Zuständigkeit einer Behörde auf mehrere Vera

waltungsgeriohtsbezirke — wie im vorliegenden Fall beim

Beklagten zu 2) „, so ist das Verwaltungsgericht zustän»

dig, in dessen Bezirk der Beschwerte - also der Kläger @
seinen IOhnsitz hat (@ 52 Abs. 5). Es ist nicht geklärt,

ob der Kläger bei Klageerhebung in Braunschweig, Bruns—

büttelkoog, Berlin oder gar im Ausland oder in der Ost=

zone (vgl. Schriftsätze vom 28. Juni 1964 und 5. Juli

1964) wohnhaft war. Bei Wohnsitz in Berlin, im Ausland

oder in der Ostzone wäre nach @ 52 Abs. 5 i.V.m. Abs.3

vorletzter Satz VwGO das Verwaltungsgericht zuständig, in

dessen Bezirk der Beklagte seinen Sitz hat. Der Senat hat

diese strittigen Fragen, die noch dadurch'kompliziert wer—
den, daß nicht hinreichend klar ist, ob bzw. inwieweit der

Kläger, der behauptet, nur Untätigkéitsklagen erhoben zu

haben, gegenüber den 4 Beklagten anfechtbare Verwaltungs—

akte angreift, nicht entschieden. Im Berufungsschriftsatz

des Klägers vom 16. Mai 1964 sind Ablehnungsbescheide vom
26. August 1963 und vom 5.0ktober/8.0ktober 1963 erwähnt,

ferner "angefochtene Widerspruohsbescheide". Das abgebende

Gericht braucht bei seiner Prüfung zu Streitfragen und Mei“

nungsverschiedenheiten zur Zulässigkeit des Rechtsweges zur

men, es genügt, wenn es (nach Verneinung des Rechtswegs zu

ihm selbst) darauf hinweist und die Entscheidung darüber

dem anzurufenden anderen Gericht überläßt. Eine abweichende

Entscheidung des anderen Gerichts bezüglich dessen Gerichts“

barkeit würde durch eine Entscheidung des BSG nicht verhin—

dert (BGHZ 38, 289, 294). Der Senat hat sich daher darauf
beschränkt, den Rechtsstreit an das Verwaltungsgericht Braun—

schweig zu verweisen, weil offenbar sowohl die Behörde, die
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den Bescheid über Lastenausgleichsansprüche des Klägers era

lassen hat, als auch der Beklagte zu 5) in Braunschweig

ihren Sitz haben und eine genauere Prüfung der Verhältnisse

des Klägers möglicherweise ergibt, daß er bei Klugeerhebung

überdies auch seinen Wohnsitz in Braunschweig gehabt hate

Das Verwaltungsgericht Braunschweig ist nicht gehindert, die

Sache an das von ihm für zuständig gehaltene Gericht wei—

terzuverweisen (vgl„ BGHZ 3t, 289; Byermann/Fröhler Kommo

zur Verwaltungsgerichtsordnung An„„ 15 a zu 5 41 VwGO und

Peters/Sauttcr/tolff aaO Anm" 1 d zu @ 52 SGG S, 138) bzwo

eine mehrfache Klage des Klägers anzunehmen und eine Vere

neisung an mehrere Verwaltungs«erichte auszusprechen° Denn

bei der hier ausgesprochenen Verweisung handelt es sich

nicht um eine solche nach @ 98 Abso 2 SGG oder auch nach
@ 85 VwGO, die für das im Beschluß bezeichnete Gericht binw

dend ist,

Bas LSG hat den Kläger für prozeßfähig gehalten. Der Senat

sah sich unter den gegebenen Umständen daier zum Erlaß ei“

nes Zwicchenurteils über diese Frage nicht veranlaßt° Die

abschließende Beurteilung der Prozeßfahigkeit des Klägers

war dem sachlich zuständigen Gericht zu überlassen, ebenso

die Beurteilung der Rechtsfolgen, die aus den etwa fehlenden

Vorverfahrem zu ziehen sind" Das gleiche gilt schließlich

für die Frage, ob eine Beiladung des Vertreters des öffent—

lichen Interesses (Vdö) bzv° der Interessen des Ausgleichs—
fonds notwendig, zweckmäßig oder rechtlich überhaupt möglich

ist (55 65, 63 VWGO)o Die Vorschriften der 55 55, 36 VwGO,

wonach dem VdÖ Gelegenheit zur Äußerung zu geben ist, gilt

nicht im sozialgerichtlichen Verfahren; auch bei einer Verw

weisungssache gilt das Prozeßrecht des angerufenen Gerichts

(vgl° Peters—Sautter—Wolff aaO Anm„ 2 zu @ 52 SGG S„ 159),

Nach alledem war unter Aufhebung des LS — und des SG—Urteils,
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wie geschehen, zu erkennen. Die Entscheidung über die

Kosten des sozialgerichtlichen Verfahrens einschließlich

des Revisionsverfahrens bleibt in entsprechender Anwenw

dung des 5 98 Abs„ 3 SGGdem Verwaltungsgericht überlas—

sen (BSG 2, 29)o
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